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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Auch im Kanton Basel-Land wurde die Einbürgerung verschärft. Der Landrat hiess mit
69 zu 1 Stimmen eine Bestimmung gut, wonach gegen den Einbürgerungswilligen keine
Herabsetzung oder Einstellung der Sozialhilfe wegen schuldhafter Verletzung von
Pflichten verfügt worden sein darf. Das eindeutige Abstimmungsergebnis spiegelte
jedoch nicht die Stimmung im Parlament wider. Der SVP ging die Verschärfung zu wenig
weit und sie gedachte mit einer Volksinitiative, die Sozialhilfeabhängigkeit als
Ausschlusskriterium durchzusetzen. 1

KANTONALE POLITIK
DATUM: 18.10.2013
NADJA ACKERMANN

Im Kanton Bern hiess die Stimmbevölkerung im November mit überraschenden 55,8%
Ja-Stimmen bei einer Stimmbeteiligung von 50% eine Verfassungsinitiative „Keine
Einbürgerung von Verbrechern und Sozialhilfeempfängern“ der Jungen SVP gut.
Kriminelle, Sozialhilfeempfänger und Personen ohne Aufenthaltsbewilligung sollten
künftig nicht mehr eingebürgert werden. Ob die Initiative wirklich die postulierte
Verschärfung bringt, war bereits im Abstimmungskampf umstritten. Da nur die SVP die
Vorlage unterstützte und alle anderen Parteien sich in einem Gegenkomitee
zusammenschlossen, war die Annahme der Initiative überraschend. Bei der Umsetzung
der Initiative wird zu prüfen sein, inwiefern die Forderung mit dem
verfassungsrechtlich verankerten Diskriminierungsverbot zu vereinbaren ist. 2

KANTONALE POLITIK
DATUM: 24.11.2013
NADJA ACKERMANN

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Als erste Stadt in der Schweiz gab sich Bern ein Leitbild zur Integrationspolitik. Die
Experten, die an den Vorarbeiten beteiligt waren, empfahlen in erster Linie eine
bessere Durchmischung der ausländischen und der schweizerischen Bevölkerung auf
allen Stufen des öffentlichen Lebens (Arbeitsmarkt, Wohnquartiere, öffentliche
Institutionen). Das Leitbild zählt 42 konkrete Massnahmen in den Bereichen Sprache
und Bildung, Arbeit, Wohnen, Gesundheit, Gleichstellung, Information und
Kommunikation, Selbstorganisation, Einbürgerung, politische Mitwirkung sowie
übergeordnetes Recht und Zusammenarbeit auf. 3

KANTONALE POLITIK
DATUM: 18.08.1999
MARIANNE BENTELI

Nur gerade drei Wochen später trat die Stadt Zürich mit einem Integrationsbericht an
die Öffentlichkeit. Ihre „Massnahmen für ein gutes Zusammenleben in unserer Stadt“
betreffen die Bereiche Spracherwerb, Schule, Arbeit, Zusammenleben im Quartier und
Sicherheit. Geplant sind zudem eine Sensibilisierungskampagne und ein Fonds für
Integrationsideen. Den Neuzuzügern sollen vermehrt Sprach- und Integrationskurse
angeboten werden, wobei Zürich beim Bund ein Obligatorium beantragen will. Zwei
Tage danach stellte Basel-Stadt ein ähnliches Integrationsleitbild vor. 4

KANTONALE POLITIK
DATUM: 09.09.1999
MARIANNE BENTELI
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Ende August sorgte ein kantonaler Vorstoss der Aargauer CVP für Wirbel. Die CVP-
Fraktion im Grossen Rat forderte ein Kopftuchverbot an Volksschulen.
Kleidungsstücke, die den pädagogischen Lernzielen der Volksschule widersprächen,
sollten generell verboten werden. In der Sonntagspresse wurde kolportiert, dass das
Anliegen von der nationalen Parteileitung mit Mustervorstössen gefördert werde.
Hintergrund des Aargauer Vorstosses war ein Bundesgerichtsurteil, welches ein an einer
Thurgauer Schule ausgesprochenes Verbot des Tragens eines Kopftuches wegen
Fehlens einer gesetzlichen Grundlage für ungültig erklärt hatte. Mit dem von der CVP
Aargau vorgeschlagenen Verbot sollen die offenen und progressiven Muslime
unterstützt und Mädchen vor rigiden Kleidervorschriften geschützt werden. In anderen
Kantonen wurde ein Verbot zwar diskutiert, ausser im Kanton Aargau wurde aber von
keiner anderen CVP-Sektion ein Vorstoss unternommen. Verbote seien für das Ziel der
Integration kontraproduktiv – so die Mehrheitsmeinungen in den meisten Kantonen. 5

KANTONALE POLITIK
DATUM: 19.09.2013
MARC BÜHLMANN

1) BaZ, 18.10., 1.11.13; BLZ, 1.11.13.
2) Bund, 6.6., 25.11.13; BZ, 25.11.13; NZZ, 25.11.13.
3) BaZ und Bund, 18.8.99.
4) BaZ, 11.9.99.; NZZ und TA, 9.9.99.
5) SZ, 11.8.13; NZZ, 20.8.13; AZ, 21.8.13; BaZ, 19.9.13.
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